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Datenverarbeitung im Rahmen von Auslandsaufenthalten 
 
 
Verantwortliche Stelle ist die Carl von Ossietzky Universität Oldenburg, Körperschaft des öffentlichen 
Rechts, gesetzlich vertreten durch den Präsidenten, Ammerländer Heerstraße 114 – 118, 26129 Olden-
burg. 
 
Den behördlichen Datenschutzbeauftragten der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg erreichen Sie 
unter der zuvor genannten Anschrift (zu Händen: „Der Datenschutzbeauftragte“) sowie telefonisch unter 
+49 (0)441 798 4196 und per E-Mail unter dsuni@uol.de. 
 
Fachlich verantwortliche Stelle für die im Nachfolgenden näher beschriebenen Datenverarbeitungstätig-
keit ist das International Office der Universität Oldenburg, Ammerländer Heerstraße 114-118, 26129 
Oldenburg, goingabroad@uol.de 
 
Zwecke, Rechtsgrundlage, Verpflichtung zur Bereitstellung 
Ihre personenbezogenen Daten werden für die folgenden Zwecke verarbeitet: 
▪ Administration des Austauschprogramms 
 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten ist Ihre Einwilligung gemäß Arti-
kel 6 Absatz I lit. a DSGVO. Sie können eine einmal erteilte Einwilligung jederzeit widerrufen. 
 
Sie sind zur Bereitstellung Ihrer personenbezogenen Daten nicht verpflichtet. Eine Nichtbereitstellung 
führt jedoch dazu, dass Sie nicht an dem Programm teilnehmen können. 
  
Betroffenenrechte 
Als von der Datenverarbeitung betroffene Person im Sinne der DSGVO haben Sie die folgenden Rechte: 
▪ Recht auf Auskunft (Art. 15 DSGVO) 
▪ Recht auf Berichtigung (Art. 16 DSGVO) 
▪ Recht auf Löschung (Art. 17 DSGVO) 
▪ Recht auf Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 DSGVO) 
▪ Recht auf Datenübertragbarkeit (Art. 20 DSGVO) 
▪ Recht auf Widerspruch (Art. 21 DSGVO) 
▪ Recht auf Widerruf  
 
Sie können Ihre Einwilligung jederzeit für die Zukunft widerrufen. Die Rechtmäßigkeit der aufgrund der 
Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten  Datenverarbeitung wird dadurch nicht berührt. Zur Wahrneh-
mung dieser Rechte wenden Sie sich an die fachlich verantwortliche Stelle (s.o.). 
 
 
Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde 
Falls Sie der Ansicht sind, dass die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten gegen Datenschutz-
vorschriften verstößt, wenden Sie sich bitte an den Datenschutzbeauftragten der Verantwortlichen (s.o.). 
Unabhängig hiervon haben Sie ein Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde. Die für die Carl 
von Ossietzky Universität zuständige Aufsichtsbehörde ist: Die Landesbeauftragte für den Datenschutz 
in Niedersachsen, Prinzenstraße 5, 30159 Hannover. 
 
 
Empfänger oder Kategorien von Empfängern 
Soweit erforderlich, werden ihre personenbezogenen Daten weitergegeben an: 
▪ unsere inner- und außereuropäischen Partneruniversitäten (siehe dazu https://uol.de/kooperationen) 
 
 

https://uol.de/kooperationen


Stand: 28.02.2024 

Kontakt 
Carl von Ossietzky Universität Oldenburg 

Stabsstelle Datenschutz- und Informationssicherheitsmanagement 
Ammerländer Heerstraße 114 – 118 

26129 Oldenburg 
 

E-Mail-Adresse: dsm@uol.de 
Webseite: https://www.uol.de/dism 

Drittlandübermittlungen 
Ihre personenbezogenen Daten werden im Rahmen der Datenverarbeitungstätigkeit auch in Länder au-
ßerhalb des EU-Binnenraumes (sog. „Drittländer“) weitergegeben, in denen die DSGVO nicht gilt. In die-
sen Ländern besteht ein geringeres Datenschutzniveau als in der EU. Es ist daher möglich, dass staatliche 
Stellen auf die Daten zugreifen. 
 
Bei Angemessenheitsbeschluss: 
Es handelt sich bei gewissen Ländern (z.B. USA) um ein Drittland, für das die Europäische Kommission 
ein angemessenes gesetzliches Datenschutzniveau festgestellt hat. Den Angemessenheitsbeschluss für 
die USA können Sie unter https://ec.europa.eu/info/law/law-topic/data-protection/international-dimen-
sion-data-protection/adequacy-decisions_en abrufen. 
 
Einige unserer nordamerikanischen Partneruniversitäten haben sich jedoch aktuell nicht für das o.g. EU-
USA Datenschutzabkommen (Privacy Framework) registriert. Es kann daher nicht gewährleistet werden, 
dass die Datenverarbeitung in gleichwertiger Weise durch unabhängige Behörden und Gerichte kontrol-
liert werden kann und/oder Ihnen durchsetzbare Rechte und wirksame Rechtsbehelfe zur Verfügung 
stehen. Des Weiteren können umfangreiche Zugriffsrechte durch staatliche Organe und/oder private 
Stellen bestehen, wodurch Ihnen erhebliche persönliche Nachteile entstehen können.  


